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European Youth Forum Neumarkt (EYFON)  |  Claudia Weyringer

Stellen wir die 
europäische Idee 
wieder in den Fokus
Eine Generation dauert durchschnittlich 30 Jahre – von der 
Geburt eines Elternteils bis zur Geburt eines Kindes – und 
steht im allgemeinen Sprachgebrauch für Vergleiche zwischen 
damals, heute und morgen.

Damals, 1995, war der Begriff  „Festung“ negativ besetzt, weil er Grenzen 
zum Rest der Welt beschrieb, die nicht in das Konzept von internationa-
lem Freihandel, Solidarität und wertebestimmter Weltgemeinschaft pass-
ten. Heute scheint nach meiner Erfahrung als EYFON Referentin – beson-
ders bei jungen Menschen –, der Begriff  einen neuen Reiz gewonnen zu 
haben. Verbunden mit diesem Festungsgedanken lässt sich leider auch 
eine Abkehr von den EU-Gründungsgedanken und -werten erkennen, ein 
neuer Egoismus, wachsender Nationalismus und wenig Scheu vor „rech-
tem Gedankengut“ wird salonfähig. 

Der Rechtsruck in Österreich, Europa, der Welt, eine Weltanschauung jen-
seits von Solidarität und Toleranz punktet. Bei der politischen Diskussion 
verlieren kluge und fundierte Argumentation, Höfl ichkeit, Respekt, Ach-
tung anderer Meinungen sowie korrekte Wortwahl gegen Pointen und 
Behauptetes an Stelle von Fakten. 

Dem nationalen und rechten Gedankengut, welches sich durch eine un-
terschwellige, aber vorhandene Europafeindlichkeit defi niert, muss und 
kann nur mit Bildung, Dialog und Wissensvermittlung auf Basis von Fak-
ten begegnet werden.

Das Europäische Jugendforum Neumarkt legt in seinen unterschiedlichen 
Formaten großen Wert auf Dialog, kritisches Hinterfragen und Themen 
wie Menschenrechte, Demokratie und Rechtstaatlichkeit.

Gelebte europäische Werte und Aufzeigen der unbestrittenen Errungen-
schaften wie Frieden, Wohlstand und stabile Demokratien müssen in der 
politischen Diskussion wieder in den Vordergrund rücken, damit sie der 
nächsten Generation ein Anliegen sind.

Die EU bietet jungen M enschen zahlreiche Möglichkeiten 
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Fördermittel und Stipendien:
Über Programme wie Erasmus+ und 
Horizon Europe gibt es fi nanzielle 
Unterstützung für Projekte, 
Forschung oder Studienaufenthalte

Unterstützung für Start-ups und 
Unternehmertum: Finanzierungen 

und Beratungsdienste für 
junge Gründer

Erasmus+: ermöglicht es, für ein 
Studium, Praktikum oder zum 

Austausch ins Ausland zu gehen 

Europass: stellt Qualifi kationen 
europaweit einheitlich dar, was 
die Jobsuche erleichtert
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Interrail-Pässe:
Im Rahmen von 
„DiscoverEU“ können 
18-Jährige kostenlose 
Bahnreisen gewinnen

Keine Grenzkontrollen 
im Schengen-Raum: 

Junge Menschen können 
in vielen EU-Ländern ohne 

Passkontrollen reisen

Günstige Roaming-
Gebühren: für das 

Telefonieren und Surfen 
innerhalb der EU
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Zukunft Europa: Es geht um Stärke 
nach innen und nach außen
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Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE)  |  Ewald Nowotny

EU-Mitgliedschaft ist Bekenntnis 
zu Off enheit und Solidarität
Österreichs Beitritt zur EU war ein historischer 
Angelpunkt, dessen volle Bedeutung vielfach 
erst später voll sichtbar wurde. Viele wichtige 
Entwicklungen haben sich zu einem späteren 
Zeitpunkt ergeben – aber eben im Rahmen der 
EU-Mitgliedschaft Österreichs. Wirtschaftlich 
brachte die Mitgliedschaft zunächst einen Mo-
dernisierungsschub für Österreich, das bis da-
hin vielfach ein „Land der Kartelle“ gewesen war 
– wobei dieser erhöhte Wettbewerbsdruck auch 
eine starke Herausforderung für das österreichi-
sche Spezifi kum der Wirtschafts- und Sozialpart-
nerschaft darstellte. 

Entgegen mancher Befürchtung kam es bei rea-
listischer Betrachtung zu einer Stärkung der Sou-
veränität Österreichs. Speziell im Wirtschaftsbe-
reich hatte sich die Politik über lange Zeiträume 
hinweg im Wesentlichen auf den Nachvollzug der 
Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land beschränkt. Die – durchaus erfolgreiche – 
„Hartwährungspolitik“ im Sinne eines permanent 

festen Wechselkurses zur Deutschen Mark ist für 
diese Politik des „Nachvollzuges“ ein deutliches 
Beispiel. Mit der Mitgliedschaft Österreichs in 
der EU  – und später speziell in der Europäischen 
Währungsunion – war Österreich dann nicht 
mehr in der Rolle des passiven Nachvollzuges, 
sondern war – und ist – eingebunden in die Ent-
scheidungen auf supranationaler EU-Ebene.

Beim welthistorischen Ereignis der Implosion 
der kommunistischen Regime in Osteuropa 
rückte Österreich als Mitglied der EU – nicht nur 
geographisch – in das Zentrum Europas. Die fol-
gende massive Unterstützung durch die EU er-
möglichte einen raschen Aufschwung der neuen 
Mitgliedstaaten, wovon Österreich in besonde-
rem Maße profi tierte.  

In der Gesamtsicht bedeutet die EU-Mitglied-
schaft ein Bekenntnis zu Off enheit und Solidari-
tät – beides freilich Werte, für die man stets von 
Neuem kämpfen muss.

Zukunft Europa: Es geht um Stärke 
nach innen und nach außen
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Die Europäische Union braucht den Austausch von Ide-
en, Meinungen und Perspektiven mehr denn je. Dieser 
Diskurs muss sowohl auf institutioneller Ebene als auch 
innerhalb der Zivilgesellschaft geführt werden. Die Viel-
falt der Mitgliedstaaten, ihrer Geschichte, Sprache und 
kulturellen Identität prägt die unterschiedlichen Ansätze 
und Erwartungshaltungen und macht es mitunter müh-
sam, gemeinsame Lösungen für die komplexen Heraus-
forderungen Europas zu fi nden.

Ob Fragen zur Klimapolitik, Migration, Demokratie, Eu-
ropas Rolle in einer zunehmend polarisierten Welt oder 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit – der EU muss es 
gelingen, einen off enen Diskurs über die Zukunft Euro-
pas im Spannungsfeld zwischen nationalen Interessen 
und supranationalen Zielen zu führen. Nur wenn der 
Austausch dazu ein lebendiger Ausdruck des Strebens 
nach Einheit in Vielfalt ist, kann er dazu beitragen, das 
Bewusstsein für gemeinsame Werte und Herausforde-
rungen zu stärken.

Mit Blick auf eine mögliche Aufnahme neuer Mitglieds-
staaten, insbesondere der Westbalkanländer und der 
Ukraine, wird die Reform der EU-Entscheidungsprozes-

se, insbesondere die Abschaff ung des Einstimmigkeits-
prinzips in bestimmten Bereichen, intensiv diskutiert. 
Diese Reformen sollen die Handlungsfähigkeit der EU 
stärken, stoßen aber auf Widerstand einiger Länder. 

Die Diskussionen rund um diese Themen zeigen die 
Chancen einer stärker integrierten europäischen Politik 
auf. „Europa ist immer in Zeiten der Bedrohung stärker 
geworden. Diese Stärke nach innen und nach außen 
brauchen wir heute”, sagt EBÖ-Präsident Leitl. H
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Die EU steht angesichts einer Welt 
im Umbruch vor zahlreichen Heraus-
forderungen, die sie nur gemeinsam 
erfolgreich bewältigen kann.

Europäische Akademie Wien  |  Waltraud Temmel

Österreich profi tiert 
von Mehrwertsteuer-
Harmonisierung
Die Harmonisierung der Mehrwertsteuer in der EU 
ist ein stetiger Prozess, der maßgeblich 
zur Stärkung des Binnenmarktes und 
zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung beigetragen hat. 

Ein wichtiger Meilenstein war die 
Einführung des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems im Jahr 
1970. Die Mehrwertsteuerrichtlinie 
2006/112/EG fasste in der Folge alle Vor-
schriften in einem einzigen Rechtsakt zusammen und 
schuf somit eine solide Grundlage für die weitere 
Harmonisierung.

Die positiven Auswirkungen zeigen sich beispielswei-
se in der Erhöhung des Handelsvolumens durch die 
Abschaff ung der Einfuhrumsatzsteuer im Jahr 1993, 
der Reduktion von Wettbewerbsverzerrungen durch 
Festlegung von Mindestsätzen, oder der Verhinde-
rung von Steuerdumping.

Die aktuelle Initiative „VAT in the Digital Age“ (ViDA) 
der EU-Kommission ist ein weiterer wichtiger Schritt 
zu einem modernen, effi  zienten und zukunftssiche-
ren Mehrwertsteuersystem.
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Europäische Föderalistische Bewegung Österreich (EFBÖ)  |  Lukas Mandl & Eva Lichtenberger

Reform der EU-Institutionen macht  
keine Fortschritte
Lukas Mandl und Eva Lichtenberger 
im Interview über ihre Erwartungen 
an Europas Zukunft.

Hat die Konferenz zur Zukunft Eu-
ropas ihr Reformversprechen ge-
halten?
Lichtenberger: Es gab von Anfang 
an viel Skepsis, aber auch große 
Erwartungen. Diese neue Form 
der Bürger:innenbeteiligung soll-
te Antworten auf die drängenden 
Fragen zur Reform der Institutio-
nen finden, aber auch in brisanten 
Themen wie Migration, Klimawan-
del, digitale Transformation oder 
soziale Krisen. Im Mai 2022 wur-
de ein Papier mit 49 Maßnahmen 
vorgelegt, darunter die Forderung 
nach Aufhebung der Einstimmig-
keit, nach der Wiederbelebung des 
Spitzenkandidat:innenprinzips bei der 
Europawahl und nach einem Konvent.
Mandl: Die Konferenz zur Zukunft 
Europas gibt es schon seit 1979 und 
nennt sich Europäisches Parlament. 
Dieses ist demokratisch legitimiert 
und vertritt alle Unionsbürger:innen. 
Das Engagement der Bürger:innen 

ist dennoch über alle Maßen zu 
schätzen. Alles, was Bewegung in die 
EU-Reform bringt, ist gut. Letztlich 
geht es um demokratische Prozesse 
und Entscheidungen.

Wie bewerten Sie die aktuelle 
Stimmungslage in Sachen EU-Re-
form?
Mandl: In fast allen Mitgliedsländern 
gibt es Zurückhaltung in Sachen EU-
Reform, weil es schlimmstenfalls zu 
Rückschritten kommen könnte. Die-
se Angst ist nicht unberechtigt. Aber 
Angst ist ein schlechter Ratgeber. 
Die EU wird immer mehr an Kraft 
verlieren, wenn sie sich nicht weiter-
entwickelt. Das EU-Parlament spielt 
eine entscheidende Rolle, um Lea-
dership im Sinne von Courage und 
Verantwortung einzufordern und zu 
honorieren.
Lichtenberger: Für einen Konvent 
mit dem Ziel von Vertragsänderun-
gen gab und gibt es keine Mehrheit 
im Rat. Vielmehr hat dieser darauf 
bestanden, dass den Abschluss nur 
eine Erklärung bildet, die die Institu-
tionen zu nichts verpflichtet.

Ist die Stimme der 
Bürger:innen und ih-
res Parlaments laut 
genug?
Lichtenberger: Wäh-
rend einige inhaltli-
che Forderungen von 
der Kommission durch-
aus aufgegriffen wurden, 
gab es in Sachen Reform keine Fort-
schritte. Das könnte ein großer Feh-
ler sein: All die Bürger:innen, die sich 
mit der Zukunft der EU auseinander-
gesetzt haben, so zu enttäuschen, 
diskreditiert nicht nur das Projekt, 
sondern auch die Institutionen, die 
es initiiert haben.
Mandl: Das ist ein entscheidender 
Punkt. Mutlosigkeit führt nicht dazu, 
Fehler zu vermeiden. Mutlosigkeit ist 
der Fehler. Dieser wird den Verant-
wortlichen und deren Institutionen 
schaden. Unser demokratisches Ge-
füge ist fragil. Für die Stärkung unse-
rer Zivilisation der liberalen Demo-
kratie muss das EU-Parlament den 
mitgliedsstaatlichen Regierungen 
und der Kommission Mut zuspre-
chen, mehr denn je.
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„
„	Mutlosigkeit führt nicht dazu,  
Fehler zu vermeiden.  
Mutlosigkeit ist der Fehler.“

	 Lukas Mandl, Mitglied des Europäischen Parlaments für die ÖVP
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EBÖ-Vizepräsident Jörg Leichtfried im Interview

Europa muss geeint 
und rasch handeln
Wie steht es um den europäischen Reformprozess?
Es wurde in der EU schon viel erreicht: Der Binnenmarkt, Fördergelder für 
die Entwicklung ländliche Gebiete, Erasmus-Stipendien für internationale 
Studien, der Ausbau von Konsument:innenschutz wie etwa der Wegfall 
der Roaming-Gebühren, die Reisefreiheit und einen seit 80 Jahren beste-
henden Frieden in Zentraleuropa. Ich stehe für eine weitere europäische 
Integration und ein Europa, das noch stärker zusammenhält, unsere Sou-
veränität und unsere Sozialsysteme schützt und in gute Arbeitsplätze, 
nachhaltigen Wohlstand und eine dynamische Wirtschaft investiert. Nur 
so kann die EU ihr Wohlstands- und Friedensversprechen auch in Zukunft 
halten.

Was sind die größten Herausforderungen vor denen die EU  
derzeit steht?
Die EU hat in den vielfältigen Krisen der letzten Jahre unter Beweis gestellt, 
dass sie geeint und rasch handeln kann, wenn der politische Wille vorhan-
den ist – leider fehlt es bisweilen am nötigen Zusammenhalt in der EU. 
Europa ist nun von zahlreichen Konflikten umgeben, die vom russischen 
Angriffskrieg in unserer unmittelbaren Nähe, über Syrien, den Nahen Os-
ten sowie Nordafrika bis in den Sahel reichen. Angesichts der vielfältigen 
außen- und sicherheitspolitischen wie auch wirtschaftlichen Herausforde-
rungen, denen Europa gegenübersteht, ist die Sicherheit Österreichs mehr 
als je zuvor unmittelbar mit jener Europas verknüpft.

Was braucht es, damit die EU auch in Zukunft ein Garant für 
Frieden und Wohlstand bleibt?
Es braucht europäischen Einsatz für ziviles Krisenmanagement und Kon-
fliktprävention, internationale Mediation, Friedenserhaltung und Frie-
densaufbau. Aber auch die EU-Erweiterung ist ein wichtiger Beitrag für die 
Ermöglichung von Frieden und Wohlstand auf unserem Kontinent. Daher 
ist etwa eine geordnete Erweiterungspolitik eine Maßnahme, das Frie-
densprojekt Europa solidarisch fortzuführen. Aus österreichischer Sicht 
sollte es dabei vor allem um eine Unterstützung des Westbalkans gehen, 
was auch den Aufbau und die Stärkung von Sozialpartnerstrukturen vor 
Ort beinhaltet.
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Die EU hat sich als einzigartiges Friedensprojekt etabliert. Ihre Vision, 
Frieden zu bewahren und nachhaltiges Wirtschaften zu fördern, erfor-
dert angesichts der aktuellen Herausforderungen eine neue Dynamik.

Grüne  |  Thomas Waitz

Mahnmal gegen Krieg und Faschismus
Wer in die Zukunft sehen will, muss immer auch 
die Vergangenheit im Blick haben. Anlässlich 
der 30-jährigen Mitgliedschaft Österreichs im 
„Friedensprojekt Europa“ ist es zentral, die his-
torische Notwendigkeit dieses Projekts in Erin-
nerung zu rufen. Im 20. Jahrhundert gipfelten 
nationalistische und faschistische Ideologien in 
zwei schrecklichen Weltkriegen. Das in Europa 
historisch einmalige „Friedensprojekt EU“ ist da-
mit nicht nur eine politische Union, sondern vor 
allem ein Mahnmal gegen Krieg und Faschismus. 
Umso bedenklicher ist das momentane Erstar-
ken nationalistischer, faschistischer und demo-
kratiefeindlicher Ideologien überall in Europa. 
Im Europäischen Parlament, wo sich mittlerweile 
bereits mehrere rechtsextreme Parteien zu per-
fi den internationalen Nationalisten-Fraktionen 
zusammengeschlossen haben, bedrohen diese 
immer mehr die Handlungsfähigkeit der Euro-
päischen Union. 

Der pro-europäische und antifaschistische Kon-
sens gerät überall in Europa ins Wanken. Umso 

mehr müssen pro-europäische Par-
teien jetzt zusammenhalten und 
dürfen nicht der Versuchung 
erliegen, rechte Polemik zu ko-
pieren, um kurzzeitige Wahlsie-
ge einzufahren. Der Blick in die 
Vergangenheit sollte auch eine 
Warnung sein. Der Aufstieg der Na-
tionalsozialisten gelang, weil demokrati-
sche Parteien versuchten, die NSDAP nachzu-
ahmen oder meinten, Hitler in Schach halten zu 
können.

Als demokratische und pro-europäische Partei-
en müssen wir gerade jetzt unsere Tradition der 
Nichtzusammenarbeit mit rechten und rechts-
extremen Fraktionen aufrechterhalten und ge-
meinsam eine Brandmauer bilden. Ich sage ganz 
klar: Nie wieder ist jetzt. Wer aus Machtkalkül 
mit anti-europäischen und anti-demokratischen 
Parteien zusammenarbeitet, wird bald in einem 
Europa ohne Europäische Union und Demokra-
tie aufwachen.
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Gemeinsam für Frieden, 
Freiheit und Sicherheit
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Globale und regionale Herausfor-
derungen wie der Angriff skrieg 
Russlands gegen die Ukraine, die 
Klimakrise, der Nahost-Konfl ikt, Be-
drohungen für die liberale Demokra-
tie und Grundrechte sowie wachsen-
de geopolitische Spannungen stellen 
die Union vor immense Aufgaben. 
Hinzu kommen wirtschaftlicher Kon-
kurrenzdruck durch aufstrebende 
Mächte wie China und die Möglichkeit 
einer weiteren Polarisierung im trans-
atlantischen Verhältnis, insbesondere 
durch die neuerliche Präsidentschaft 
von Donald Trump.

Diese Herausforderungen verdeutli-
chen: Europa braucht mehr denn je 
entschlossene europäische Lösungen 
und eine klare strategische Orientie-
rung. Vor allem gilt es, die Bürgerin-
nen und Bürger stärker einzubinden 
und Europa widerstandsfähiger und 
handlungsfähiger zu machen. 

Demokratie und 
Grundrechte stärken
Die folgenden Handlungsfelder ste-
hen dabei im Fokus:

Der Schutz von Demokratie und 
Grundrechten – außerhalb und auch 

Landwirtschaftskammer Österreich  |  Josef Moosbrugger

Nachhaltig-effi  zient 
in die Zukunft
Die EU hat sich im Jahr 2000 beim Europäischen Rat 
in Luxemburg zum Ziel gesetzt, die Union zum wettbe-
werbsfähigsten und dynamischsten wissenschaftsbasier-
ten Wirtschaftsraum der Welt zu machen und dadurch einen 
größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen. Was in den letzten 
Jahren geschehen ist – insbesondere im Rahmen der vermeintlichen 
Nachhaltigkeitsstrategie Green Deal – geht jedoch vielfach in eine ande-
re Richtung. Lange dominierte ideologisch motivierte Einseitigkeit, die an 
den Betroff enen vorbei verhandelt wurde, was selten zum Ziel führt.

Europaweite Bauernproteste waren die klare und unmissverständliche 
Folge. Selbst im ökologischen Vorreiterland Österreich, dessen Agrarum-
weltprogramm in der EU als vorbildhaft gehandelt worden ist, leiden wir 
unter unpraktikablen EU-Vorgaben und fordern eine Kurskorrektur hin 
zum EU-Ziel der echten Nachhaltigkeit. Es gilt, neben der Umwelt auch 
Wirtschaft und den Menschen selbst zu berücksichtigen. Nur auf eine 
Säule zu setzen, ergibt kein tragfähiges Gerüst und bringt letztendlich al-
les zum Fall. Sinnvolle Klimaschutzpolitik darf nicht die klimaschädliche 
Importwirtschaft fördern. 

Wir befürworten daher, dass in Europa der Ruf nach mehr Wettbewerbs-
fähigkeit wieder lauter wird. Es gilt, die europäischen Bäuerinnen und 
Bauern, Forstwirtinnen und Forstwirte in ihrer wichtigen Rolle als Versor-
ger Europas mit Lebensmitteln, erneuerbaren Energien und Rohstoff en 
zu stärken und unnötige Bürokratie abzubauen. In diesen zentralen Be-
reichen dürfen wir nicht primär auf Einfuhren vertrauen. Für die Zukunft 
brauchen wir eine starke, nachhaltig-effi  ziente und bäuerliche Produkti-
on, wobei auch Digitalisierung gute Dienste leisten kann.
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„„
„ Für viele Bürgerinnen und Bürger in Österreich 
geht es nicht mehr um ‚mehr oder weniger Europa‘, 
sondern ‚warum überhaupt Europa?‘ Eine Antwort 
darauf ist so wichtig wie nie zuvor seit Österreichs 
Beitritt 1995, denn Europa muss angesichts der 
geopolitischen Krisen und Trump in den USA 
die Fähigkeit zur Selbstverteidigung stärken. 
Auch die österreichische Politik ist gefordert 
und sollte sich dazu in Brüssel viel stärker und 
konstruktiv einbringen. Klar ist, dass Europa in 
seiner Sicherheit und Verteidigung nicht mehr auf 
externe Akteure angewiesen sein sollte und die 
Zusammenarbeit intensivieren muss.“

 Friedhelm Frischenschlager, Vizepräsident der EBÖ
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innerhalb der EU - ist eine zentrale 
Voraussetzung für das Vertrauen der 
Bürger:innen in die EU. 

Sicherheit und 
Verteidigung
In einer zunehmend instabilen Welt 
muss Europa seine Sicherheitsarchi-
tektur stärken. Die Schaffung einer 
Europäischen Verteidigungsunion mit 
gemeinsamen strategischen Zielen 
ist hierbei ein entscheidender Schritt. 
Handlungsbedarf besteht auch dahin-
gehend, wie hybride Bedrohungen an 

den EU-Außengrenzen abgewehrt 
werden können.

Nachhaltige 
Wettbewerbsfähigkeit
Der European Green Deal bleibt das 
zentrale Projekt für Klimaschutz und 
wirtschaftliche Transformation. Um 
die grüne und digitale Wende zu fi-
nanzieren, sind eine vertiefte Integra-
tion des Binnenmarktes sowie neue 
Finanzierungsinstrumente nötig. 
Auch die Förderung einer ethischen 
und nachhaltigen Nutzung von Künst-
licher Intelligenz bleibt auf der euro-
päischen Agenda.

Soziale Fairness

Gerade in Zeiten disruptiver Verände-
rungen ist die soziale Dimension der 
EU weiterhin eine Notwendigkeit, um 
sozialen Zusammenhalt und Chan-
cengleichheit zu fördern. 

Europa in der Welt

Die geopolitische Rolle der EU verlangt 
eine Neuausrichtung ihrer Industrie- 
und Handelspolitik, um Abhängigkei-
ten zu verringern und kritische Sek-
toren zu stärken. Gleichzeitig muss 
die Erweiterung der EU mit klaren 
Vorgaben und einer glaubwürdigen 
Perspektive vorangetrieben werden. 
Reformen der EU-Institutionen sind 
dabei unerlässlich, um eine hand-
lungsfähige und bürgernahe Union zu 
gewährleisten. H

Österreichischer Gemeindebund  |  Johannes Pressl

Europa lebt von 
Partnerschaft und 
Vertrauen
Was sind die größten Herausforderungen für die Kommunen in der EU?

Die größten Herausforderungen für die Gemeinden in der EU liegen heu-
te in der Bewältigung vielschichtiger globaler Krisen und deren Auswir-
kungen auf lokaler Ebene: Klimawandel, demografischer und struktureller 
Wandel, Migration, digitale Transformation und soziale Ungleichheit. Kom-
munen müssen nicht nur als Verwaltungseinheiten handeln, sondern als 
resiliente politische Akteurinnen, die in der Lage sind, globale Veränderun-
gen in konkrete, nachhaltige Lösungen vor Ort umzusetzen. Dabei stehen 
sie oft vor der Schwierigkeit, begrenzte Ressourcen effizient einzusetzen, 
während sie gleichzeitig eine immer vielfältigere und stärker vernetzte Ge-
sellschaft bedienen müssen. Eine weitere große Herausforderung ist die 
gesellschaftliche Polarisierung und die daraus resultierenden politischen 
Zäsuren. Es bedarf heute mehr denn je einer engen Zusammenarbeit zwi-
schen lokalen, nationalen und europäischen Ebenen, um diese Heraus-
forderungen erfolgreich zu meistern und eine Kommunikationsbasis für 
solidarische Schulterschlüsse zu bewahren.

Was braucht es auf EU-Ebene sowie auf lokaler Ebene, damit die EU 
auch in Zukunft ein Garant für Frieden und Wohlstand bleibt?

Es ist entscheidend, dass sowohl auf EU-Ebene als auch auf lokaler Ebene 
eine starke Partnerschaft und ein gegenseitiges Vertrauen bestehen. Es 
braucht eine aktive Miteinbeziehung der Kommunen im europäischen Ge-
staltungsprozess. Auf EU-Ebene muss die Union ihre politischen und wirt-
schaftlichen Integrationsprozesse weiter vertiefen, dabei aber die Vielfalt 
der Regionen und der dort lebenden Menschen respektieren. Gleichzeitig 
benötigen die Kommunen vor Ort mehr Handlungsspielräume und Res-
sourcen, um europäische Ziele und Werte praktisch umzusetzen – sei es 
im Bereich der sozialen Gerechtigkeit, der nachhaltigen Entwicklung oder 
der Förderung des Zusammenhalts. Das Prinzip der Subsidiarität und das 
Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung greifen hier eng ineinander. 
Bessere Rechtsetzung und Deregulierung sind nicht zu unterschätzen. 
Denn wenn die Beweggründe für Regelungen wieder nachvollziehbar und 
der Bevölkerung erklärbar sind werden örtliche Betriebe investieren.
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WH Media  |  Marcin Kotlowski

KI wird die Zukunft Europas 
wesentlich mitgestalten
Seit Österreich vor 30 Jahren der Europäischen Union 
beigetreten ist, haben sich die wirtschaftlichen, techni-
schen und sozialen Rahmenbedingungen rasant weiter-
entwickelt. Heute stehen wir an der Schwelle zu einer 
neuen Welt, die in vielen Bereichen von Künstlicher In-
telligenz gestaltet wird.

Die Integration von KI revolutioniert zunehmend auch 
das Regionalfernsehen, wir sehen das nicht zuletzt bei 
WH Media. KI-Technologien ermöglichen effizientere 
Produktionsprozesse, steigern die Kundenzufrieden-
heit und erhöhen die Zuschauerbindung. Mit Tools wie 
Speech-to-Text werden Transkriptionen automatisiert, 
was die Archivierung und Suche von Inhalten vereinfacht 
und den redaktionellen Workflow optimiert.

Die Einführung der intelligenten Videosuche im Media-

Asset-Management-System Mimir 
beschleunigt das Auffinden relevanter 
Inhalte und lernt aus Nutzerinteraktionen. Dies erhöht 
die Effizienz der Redaktion, da sie weniger Zeit für das 
Durchsuchen von Videomaterial aufwenden muss. KI 
verbessert auch die Bearbeitungsgeschwindigkeit und 
reduziert die benötigte Zeit im Schnittbereich drastisch.

Zudem profitieren Content Creators und Verwal-
tungsteams von automatisierten Routineaufgaben und 
verbesserten Workflows. Fallstudien zeigen bereits, dass 
KI die Qualität der Inhalte optimiert und die Medien-
landschaft langfristig transformieren wird. Zukünftige 
Projekte bei WH Media zielen darauf ab, KI-Modelle wei-
terzuentwickeln und innovative Formate zu erschaffen, 
um den steigenden digitalen Anforderungen gerecht zu 
werden.
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„
„	Damit die EU weiterhin eine Garantin für 
Frieden und Wohlstand bleibt, braucht es die 
kompromisslose Verteidigung von liberaler 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Bekämpfung 
der Klimakrise und Vertiefung der Sozialunion 
müssen als Priorität auf die politische Agenda. 
Dazu sollte das Instrument der ,Verstärkten 
Zusammenarbeit‘ genutzt werden und die 
Einstimmigkeit im Rat der Mitgliedstaaten fallen.“

	 Monika Vana, Abgeordnete zum Europäischen Parlament a.D. 
Lehrbeauftragte der Universität Wien 
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Öff entlicher Diskurs

Wir moderieren seit vielen Jahren einen öff entli-
chen Diskurs zur Zukunft Europas und laden alle 
Menschen ein, sich aktiv daran zu beteiligen.

Mit Formaten wie „Grätzel goes Europa“ oder der 
Workshop-Reihe „Europa gemeinsam gestalten“ für 
Unternehmen und Zivilgesellschaft, die in Koopera-
tion mit dem Verbindungsbüro des Europäischen 
Parlaments in Wien initiiert wurde, machen wir die 
Idee von einem gemeinsamen Europa im Alltag der 
Menschen präsent und greifbar. Durch den nieder-
schwelligen Zugang gelingt es, bestehende Ängste 
und Barrieren abzubauen. Bei Podiumsdiskussio-
nen setzen wir uns für eine faktenorientierte Aus-
einandersetzung mit aktuellen Fragestellungen 
zur Weiterentwicklung Europas ein.

Kommunikation und Austausch

Was läuft gerade in Brüssel und Straßburg? Welche 
europapolitischen Themen stehen in nächster Zeit 
an? Wir organisieren und intensivieren die Europa-
Kommunikation im Dialog mit EU-Akteur:innen auf 
nationaler und europäischer Ebene, z.B. durch ex-
klusive Hintergrund-Briefi ngs für unsere Mitglieds-
verbände und unser Netzwerk. Anlässlich der 
geldpolitischen Sitzungen des EZB-Rats laden wir 
z.B. gemeinsam mit der Europäischen Bewegung 
Deutschland (EBD) regelmäßig zu digitalen De-
Briefi ngs mit der Europäischen Zentralbank ein. 

Zudem gibt der EBÖ-Ratskalender eine Vorschau 
auf die wichtigsten Termine und Events der jewei-
ligen EU-Ratspräsidentschaft sowie einschlägige 
Veranstaltungen des EBÖ-Netzwerks.

Als überparteiliche Plattform der pro-europäischen Kräfte in Zivilgesell-
schaft, Politik und Wirtschaft setzen wir uns seit 1958 und in Koopera-
tion mit unserem Netzwerk von European Movement International für 
die Stärkung des Europagedankens, die Förderung der europäischen 
Integration sowie die Aktivierung der Bürger:innen ein.

Gemeinsam für Europa: Österreichs 
Plattform der europäischen Kräfte
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Starke und stabile Einheit

Bedrohungen wie der Krieg gegen die Ukraine und sei-
ne Folgen erfordern ein Umdenken und neue Lösungen. 
Wir bringen uns mit gemeinsamen Positionierungen ak-
tiv in den Diskussions prozess ein.

Damit Frieden und Wohlstand in Europa nachhaltig ge-
sichert sind, muss die EU als starke Einheit auftreten, 
denn die neuen Herausforderungen sind nur durch eine 
rasche Weiterentwicklung zu bewältigen. In der EBÖ 
fassen wir zu unterschiedlichsten europäischen The-
men gemeinsame Positionierungen und agieren hier in 
Kooperation mit unserer Dachorganisation European 
Movement International (EMI), einem Netzwerk mit Part-
nerorganisationen in über 40 Ländern und zahlreichen 
europäischen Organisationen. Wir fordern unter ande-
rem: 

• Handlungsfähige EU-Institutionen, z.B. durch die Aus-
weitung von Mehrheitsentscheidungen im Rat in wich-
tigen Politikfeldern sowie eine verstärkte Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik,

• eine Erweiterung des Binnenmarktes; einen Ausbau 
von bi- und multilateralen Handelsabkommen; Ar-
mutsbekämpfung; Fokussierung der Schulsysteme auf 
Talente und Begabungen; Green Deal in Kooperatio-
nen mit globalen Stakeholdern,

• Demokratie, Humanität, Rechtsstaatlichkeit, Vielfalt 
und Freiheit müssen die Identität Europas bestim-
men; Menschenrechte sind so vorzuleben, dass sie zur 
Nachahmung anregen.

Gemeinsam für Europa: Österreichs 
Plattform der europäischen Kräfte
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Hauptaktivitäten der EBÖ

 Europa-Kommunikation 
und Öff entlichkeits arbeit 

 Vernetzung 
der Mitglieder

 Kooperation durch diverse 
Info-Formate (z. B. EBÖ Exklusiv 
Hintergrund-Briefi ng)

 Multiplikator:innen-
kampagnen 

 Veranstaltungen

 gemeinsame Grundsatz  -
positionier ungen zur 
österreichi schen Europapolitik 
und zur Weiterentwicklung der EU
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Präsidium und Vorstand ab 2025

Präsident: Christoph Leitl

Vizepräsident:innen: Jörg Leichtfried | Sabine Radl | Friedhelm Frischen-
schlager | Ewald Nowotny

Generalsekretärin: Elisabeth Dittrich
Stv. Generalsekretärin: Christa Schweng

Finanzreferentin: Ortrun Gauper

Vorstandsmitglieder: Sabir Ansari, Bundes Jugend Vertretung | Chris-
tian Buchmann, European Youth Forum Neumarkt (EYFON) | Werner 
Fasslabend, Österreichische Föderation der Europahäuser | Monika Fors-
tinger, proquest | David Hafner, Österreichischer Gewerkschaftsbund 
| Carmen Jeitler-Cincelli, ÖVP-Klub | Othmar Karas, BürgerInnenforum 
Europa | Dave Kock, EUth | Marcin Kotlowski, WH Media | Ferdinand 
Lembacher, Landwirtschaftskammer Österreich | Alexander Lesigang, 
Österreichischer Städtebund | Christian Mandl, Wirtschaftskammer Ös-
terreich | Josef Muchitsch, Gewerkschaft Bau-Holz | Franz Nauschnigg, 
Europäische Liga für Wirtschaftliche Zusammenarbeit | Johannes Pressl, 
Österreichischer Gemeindebund | Evelyn Regner, SPÖ | Gerhard Riemer, 
Industriellenvereinigung | Niki Scherak, NEOS | Paul Schmidt, Österrei-
chische Gesellschaft für Europapolitik | Thomas Waitz, Grüne | Valentin 
Wedl, Arbeiterkammer Österreich

Unsere Ziele

 Europäische Werte 
schützen

 Reform der EU 
vorantreiben

 Europäisches 
Bewusstsein stärken

 Information über 
Europa anbieten

 Gemeinsame 
Lösungen fi nden
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Zukunft

Wirtschaft Soziales

„Österreichs Weg
nach Europa ist frei.“

Alois Mock, österreichischer Außenminister von 1987–1995, 
gilt als einer der „Väter des österreichischen EU-Beitritts“ 
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